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Antrag 
der Fraktionen CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und F.D.P. 

Einsetzung einer Enquete-Kommission „Überwindung der Folgen der SED-Diktatur 
im Prozeß der deutschen Einheit" 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag setzt gemäß § 56 seiner Geschäftsord-
nung die Enquete-Kommission „Überwindung der Folgen der 
SED-Diktatur im Prozeß der deutschen Einheit" ein. 

Der Kommission gehören elf Mitglieder des Bundestages und elf 
Sachverständige an. 

Die Fraktion der CDU/CSU benennt fünf Mitglieder und fünf 
Sachverständige, die Fraktion der SPD vier Mitglieder und vier 
Sachverständige, die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
die Fraktion der F.D.P. je ein Mitglied und je einen Sachverständi-
gen. Zusätzlich kann die Gruppe der PDS durch ein nicht stimm-
berechtigtes Mitglied und einen nicht stimmberechtigten Sach-
verständigen mitwirken. 

Für jedes Mitglied des Bundestages kann ein Stellvertreter 
benannt werden. 

Die Enquete-Kommission „Aufarbeitung von Geschichte und Fol-
gen der SED-Diktatur in Deutschland" hat in der 12. Legislatur-
periode des Deutschen Bundestages grundlegende Beiträge zur 
politischen, historischen und moralischen Bewertung der zweiten 
Diktatur auf deutschem Boden geleistet. Sie hat sich große Ver-
dienste um die gesellschaftliche Aufarbeitung von vier Jahrzehn-
ten DDR-Vergangenheit erworben und wird ein wichtiges Zeug-
nis dafür bleiben, wie sich der Deutsche Bundestag und die poli-
tische Öffentlichkeit in den ersten Jahren nach der Vereinigung 
dieser Herausforderung gestellt haben. Die Mitwirkung der 
Enquete-Kommission am Prozeß der inneren Einigung Deutsch-
lands hat — im In- und Ausland — eine starke öffentliche Beachtung 
gefunden und ein vielfältiges Echo ausgelöst. 

Als grundlegende Erkenntnisse der Enquete-Kommission sind 
festzuhalten: 

— Die Vollendung der inneren Einheit Deutschlands und die 
Bewältigung der materiellen und immateriellen Folgeschäden 
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der SED-Diktatur bleiben herausragende Aufgaben der näch-
sten Jahre. Die Geschichte der DDR mit all ihren Belastungen 
ist Teil der gesamtdeutschen Geschichte. 

— Der SED-Staat war eine Diktatur. Er war dies nicht nur durch 

politische Fehlentwicklung und Machtmißbrauch, sondern 
schon von seinen historischen und ideologischen Grundlagen 
her. Die Verletzung individueller und politischer Menschen-
rechte war systembedingt und wurde durch individuelle Will-
kür nur noch verstärkt. 

— Die Hauptverantwortung für das Unrecht, das von diesem 
System begangen wurde, trägt die SED, die die „führende 
Rolle" in Staat, Justiz, Wirtschaft, Gesellschaft, Bildung, Kultur 
und Wissenschaft beanspruchte und mit allen Mitteln durch-

setzte. Das menschliche Leid, das aus Unterdrückung, Verwei-
gerung von Menschenrechten und erzwungenem Verzicht auf 
persönliche Entfaltung erwuchs, ist in der Hauptsache der 
Führung der SED anzulasten. Mitverantwortung tragen auch 
die Verantwortlichen der anderen Blockparteien und der 
Massenorganisationen. 

— Die politisch-moralische Verurteilung der SED-Diktatur bedeu-
tet keine Verurteilung der ihr unterworfenen Menschen, im 
Gegenteil. Die Deutschen in der DDR haben den schwereren 
Teil der deutschen Nachkriegsgeschichte zu tragen gehabt. 

— Mit dem Sturz der SED-Diktatur im Herbst 1989 haben die 
Ostdeutschen wesentlich dazu beigetragen, daß sich heute in 
Gesamtdeutschland ein breit anerkannter antitotalitärer Kon-
sens durchgesetzt hat, der zu den wichtigsten geistigen Grund-
lagen der Demokratie gehört. Das Credo demokratischer Poli-
tik nach 1945 „Nie wieder Krieg von deutschem Boden, nie 
wieder Diktatur auf deutschem Boden! " bleibt bestehen. Dies 
bedeutet die Absage an jedwede Form totalitärer Ideologien, 
Programme, Parteien und Bewegungen. 

Auf der Grundlage dieser Einsichten und Erkenntnisse ist die 
weitere Aufarbeitung von Geschichte, Folgen und aktuellen 
Nachwirkungen der SED-Diktatur von besonderer politischer 
Wichtigkeit. Der Transformationsprozeß muß sich den daraus 
erwachsenden Problemen stellen. Der Deutsche Bundestag be-
trachtet es daher als notwendig, an die Arbeit der vorherigen 
Enquete-Kommission anzuknüpfen und sie mit neuen Schwer-
punktsetzungen fortzuführen. Die Aufarbeitung der SED-Diktatur 
ist ein gesamtgesellschaftlicher Prozeß. Die einzusetzende 
Enquete-Kommission „Überwindung der Folgen der SED-Dik-
tatur im Prozeß der deutschen Einheit" hat den Auftrag, Parla-
ment und Regierung politische Handlungsempfehlungen für den 
Umgang mit Folgen und Hinterlassenschaft dieser Geschichte zu 
geben. 

Die Enquete-Kommission hat die folgenden Aufgaben: 

1. Sie soll, aufbauend auf den Ergebnissen der Vorgängerkom-
mission, Beiträge zu einer politisch-historischen Analyse und 
einer politisch-moralischen Bewertung der SED-Diktatur lei- 
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sten, den gesamtgesellschaftlichen Aufarbeitungsprozeß för-

dern und für die Zukunft Vorschläge für seine Weiterführung 

machen. Dabei wird zu prüfen sein, ob dafür nicht auch zusätz-

liche institutionelle Mittel, z. B. im Rahmen einer Stiftung, zu 

schaffen sind. Das Erkenntnisinteresse der Kommission richtet 

sich insbesondere auf die äußeren und inneren Folgen und 

Nachwirkungen der SED-Diktatur und die daraus erwachsen-

den Probleme für den Prozeß der inneren Einigung. 

2. Die Enquete-Kommission soll zur Festigung des demokrati-

schen Selbstbewußtseins, des freiheitlichen Rechtsempfindens 

und des antitotalitären Konsenses in Deutschland beitragen 

und allen Tendenzen zur Verharmlosung und Rechtfertigung 

von Diktaturen entgegenwirken. Dafür ist die Entwicklung 

gesamtdeutscher Formen der Erinnerung an die beiden deut-

schen Diktaturen und deren Opfer wichtig. Die Erinnerung an 

die Opfer von Unrecht und Gewalt, an Widerstand und Mut in 

den Diktaturen sowie den Prozeß der Ablösung der SED-Herr-

schaft 1989 soll für das öffentliche Bewußtsein und die natio-

nale Kultur wachgehalten werden. Gleichzeitig müssen die 

seinerzeit in beiden deutschen Staaten entwickelten unter-

schiedlichen Formen und Inhalte der Würdigung des Wider-

stands gegen den Nationalsozialismus sowie die Instrumentali-

sierung des Antifaschismus als Legitimationsideologie in der 

SBZ/DDR bedacht werden. In diesem Zusammenhang soll die 

Kommission unter Berücksichtigung der bestehenden Bund-

Länder-Absprachen Vorschläge zu einer umfassenden Ge-

denkstättenkonzeption unterbreiten. 

3. Die Enquete-Kommission soll helfen, daß sich die Menschen 

mit ihren unterschiedlichen Biographien im Einigungsprozeß 

besser wiederfinden. Damit soll sie zur Versöhnung in der 

Gesellschaft beitragen, begründet auf dem Willen zu Offenheit, 

zu historischer Wahrheit und zu gegenseitigem Verständnis. 

Die personelle Würde der von Unrecht und Leid Betroffenen 

muß wiederhergestellt werden. Dazu gehört sowohl die öffent-

liche Würdigung der Opfer wie die Notwendigkeit, ihnen, wo 

irgend möglich, nachträglich Gerechtigkeit widerfahren zu las-

sen. So wird Gegenstand der Enquete-Kommission sein zu prü-

fen, inwiefern heute in diesen Fragen aus der Sicht der Opfer 

Defizite bestehen, und wie dem durch die Gesetzgebung abge-

holfen werden kann. 

Ferner ist zu prüfen, ob und inwiefern es heute noch einen 

politischen Handlungsbedarf in der Frage gibt, wie mit den 

Verantwortlichen des Systems und ihren Helfern umgegangen 

werden soll. In diesem Zusammenhang wird sich die Kommis-

sion auch den Problemen der justitiellen Aufarbeitung der 

SED-Diktatur zuwenden. 

4. Die Enquete-Kommission greift aktuelle anstehende Fragen 

auf und erarbeitet politische Handlungsempfehlungen. Sie 

wird bei ihrer Tätigkeit Schwerpunkte setzen müssen. Sie soll 

sich exemplarisch solchen gesellschaftlichen Problemfeldern 

zuwenden, in denen vor dem Hintergrund von 40 Jahren SED- 
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Diktatur und deutscher Teilung heute konkretes politisches 

Handeln besonders nötig erscheint. Dazu gehören die Würdi-

gung von Leistungen der Menschen unter den repressiven Be-

dingungen in der DDR ebenso wie der Ausgleich von Nachtei-

len und die Herstellung von Chancengleichheit im vereinten 

Deutschland. 

Die Kommission widmet sich insbesondere folgenden Themenfel-

dern, wobei den ideologischen Grundlagen und den repressiven 

Strukturen besondere Beachtung zuteil werden soll: 

A. Bildung, Wissenschaft, Kultur 

— Ziele und Methoden des ideologischen Einflusses der SED. 

— Militarisierung der Gesellschaft und Bedeutung von Feindbil-

dern. 

— Folgen der Durchdringung dieser Bereiche durch das Ministe-

rium für Staatssicherheit. 

— Möglichkeiten der Gestaltung von Lebensräumen unter dieser 

und trotz dieser Beeinflussung. 

— Fortwirkung von Strukturen und Inhalten des Erziehungs-

wesens, der Jugendpolitik sowie in Wissenschaft, Kunst und 

Kultur in der DDR sowie ihre Bewertung im Transformations-

prozeß. 

— Welche Herausforderungen ergeben sich aus der Bilanz für die 

heutige Politik in diesen Bereichen? 

B. Wirtschafts-, Sozial- und Umweltpolitik 

— Strukturen der sozialistischen Planwirtschaft und deren Bilanz 

am Ende der 80er Jahre. 

— Sozialpolitik und soziale Situation in der DDR: Anspruch und 

Wirklichkeit. 

— Umweltbilanz der SED-Diktatur. 

— Die außenwirtschaftlichen Beziehungen der DDR. 

— Folgerungen für den wirtschaftlichen Transformationsprozeß. 

C. Das geteilte Deutschland im geteilten Europa 

— Die Einbindung der beiden deutschen Staaten in die beiden 

Blöcke und die Frage nach der Möglichkeit selbständiger poli-

tischer Entscheidungen in der DDR und in der Bundesrepublik 

Deutschland. 

— Die Westarbeit der SED und des Ministeriums für Staatssicher-

heit. 

— Die Ostpolitik der Bundesregierung und der Parteien. 

— Die wirtschaftlichen und finanziellen Ost-West-Beziehungen. 

— Die gesellschaftlichen, wissenschaftlichen und kulturellen Ost-

West-Kontakte. 

— Verfolgung von Andersdenkenden in der SBZ/DDR. 

— Die Bedeutung der Menschenrechte für die internationale 

Politik. 
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— Welche Folgerungen ergeben sich für die Politik des vereinten 

Deutschlands gegenüber Gesamteuropa und im Umgang mit 

diktatorischen Regimes? 

Zur Arbeitsweise der Kommission: 

Die Enquete-Kommission bedient sich vorwiegend des gleichen 

Instrumentariums wie die Vorgängerkommission (Expertisen, 

Vorträge, Anhörungen). 

Der Deutsche Bundestag erwartet, daß die Bundesregierung, ver-

treten durch die betroffenen Fachministerien sowie insbesondere 

das Bundesministerium des Innern, die Arbeit der Enquete- 

 Kommission begleitet und unterstützt. 

Die Kommission wird ihren Bericht rechtzeitig vor Ablauf der 

Wahlperiode vorlegen und dafür Sorge tragen, daß geeignete 

Teile des Berichtes oder entsprechende Zwischenberichte in der 

Arbeit der Fachausschüsse berücksichtigt werden können. 

Der Deutsche Bundestag wird dafür Sorge tragen, daß die Mate-

rialien der Kommission (Bericht, Expertisen, Anhörungsproto-

kolle) vor Ablauf der Wahlperiode in angemessener Form einer 

breiten Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. 

Bonn, den 30. Mai 1995 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 

Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 







 


